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4 9 7 . Verordnung: Wahrung der Gegenseitigkeit für die Gewährung von Leistungen aus der
Pensionsversicherung der in der gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbs-
tätigen gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika

4 9 8 . Verordnung: Wahrung der Gegenseitigkeit für die Gewährung von Leistungen aus der
Pensionsversicherung der in der Land- und Forstwirtschaft selbständig;
Erwerbstätigen gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika

4 9 9 . Verordnung: Wahrung der Gegenseitigkeit für die Gewährung von Leistungen aus der
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz gegen-
über den Vereinigten Staaten von Amerika

5 0 0 . Verordnung: Ermächtigung des Zollamtes Schalklhof zur Erteilung von Ausfuhrbewilligun-
gen in vereinfachter Form

5 0 1 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes und Auflassung eines für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich gewordenen Straßenteiles der B 99 Katschberg Straße im
Bereich der Gemeinden Bischofshofen und Pfarrwerfen

502. Kundmachung: Feststellung der Verfassungswidrigkeit des § 5 Abs. 2 des Familienlastenaus-
gleichsgesetzes 1967 in der Fassung BGBl. Nr. 418/1974 durch den Verfas-
sungsgerichtshof

4 9 7 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 22. November 1979
zur Wahrung der Gegenseitigkeit für die Ge-
währung von Leistungen aus der Pensions-
versicherung der in der gewerblichen Wirt-
schaft selbständig Erwerbstätigen gegenüber

den Vereinigten Staaten von Amerika

Auf Grund des § 58 Abs. 3 Z. 1 des Gewerb-
lichen Sozialversicherungsgesetzes — GSVG,
BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 684/1978 wird mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates
verordnet:

§ 1. Ansprüche von Staatsangehörigen der Re-
publik Österreich und der Vereinigten Staaten
von Amerika auf Leistungen aus der Pensions-
versicherung nach dem GSVG mit Ausnahme
des Anspruches auf vorzeitige Alterspension bei
langer Versicherungsdauer und des Anspruches
auf Abfertigung der Witwenpension ruhen
nicht, wenn sich der Anspruchsberechtigte im
Gebiete der Vereinigten Staaten von Amerika
aufhält.

§ 2. Ansprüche von Staatsangehörigen der Ver-
einigten Staaten von Amerika auf die im § 1
bezeichneten Leistungen ruhen bei Aufenthalt

des Anspruchsberechtigten in einem anderen
Staat als den Vereinigten Staaten von Amerika
nicht, wenn der Versicherungsträger seine Zu-
stimmung zum Auslandsaufenthalt erteilt hat.

§ 3. Die Ausgleichszulage zu den Pensionen
nach dem GSVG bleibt bei der Gewährung von
Leistungen nach dieser Verordnung außer Be-
tracht.

§ 4. Bei Anwendung dieser Verordnung sind
als Staatsgebiet der Vereinigten Staaten von
Amerika die Gebiete anzusehen, in denen die
gesetzlichen Vorschriften dieses Staates über die
Leistungen der Alters-, Invaliditäts- und Hinter-
bliebenenversicherung gelten.

§ 5. Die Bestimmungen der Verordnung vom
5. Juli 1961, BGBl. Nr. 175, zur Wahrung der
Gegenseitigkeit für die Gewährung von Leistun-
gen aus der Gewerblichen Selbständigen-Pensions-
versicherung gegenüber den Vereinigten Staaten
von Amerika sind gemäß § 253 GSVG außer
Kraft gesetzt.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1979
in Kraft.

Weißenberg
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4 9 8 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 22. November 1979
zur Wahrung der Gegenseitigkeit für die Ge-
währung von Leistungen aus der Pensions-
versicherung der in der Land- und Forstwirt-
schaft selbständig Erwerbstätigen gegenüber

den Vereinigten Staaten von Amerika

Auf Grund des § 54 Abs. 3 Z. 1 des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes — BSVG, BGBl.
Nr. 559/1978, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 684/1978 wird mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates verordnet:

§ 1. Ansprüche von Staatsangehörigen der Re-
publik Österreich und der Vereinigten Staaten
von Amerika auf Leistungen aus der Pensions-
versicherung nach dem BSVG mit Ausnahme
des Anspruches auf vorzeitige Alterspension bei
langer Versicherungsdauer und des Anspruches
auf Abfertigung der Witwenpension ruhen
nicht, wenn sich der Anspruchsberechtigte im
Gebiete der Vereinigten Staaten von. Amerika
aufhält.

§ 2. Ansprüche von Staatsangehörigen der Ver-
einigten Staaten von Amerika auf die im § 1
bezeichneten Leistungen ruhen bei Aufenthalt
des Anspruchsberechtigten in einem anderen
Staat als den Vereinigten Staaten von Amerika
nicht, wenn der Versicherungsträger seine Zu-
stimmung zum Auslandsaufenthalt erteilt hat.

§ 3. Die Ausgleichszulage zu den Pensionen
nach dem BSVG bleibt bei der Gewährung von
Leistungen nach dieser Verordnung außer Be-
tracht.

§ 4. Bei Anwendung dieser Verordnung sind
als Staatsgebiet der Vereinigten Staaten von
Amerika die Gebiete anzusehen, in denen die
gesetzlichen Vorschriften dieses Staates über die
Leistungen der Alters-, Invaliditäts- und Hinter-
bliebenenversicherung gelten.

§ 5. Die Bestimmungen der Verordnung vom
11. Dezember 1970, BGBl. Nr. 393, zur Wahrung
der Gegenseitigkeit für die Gewährung von Lei-
stungen aus der Pensionsversicherung der in der
Land- und Forstwirtschaft selbständig Erwerbs-
tätigen gegenüber den Vereinigten Staaten von
Amerika sind gemäß § 240 BSVG außer Kraft
gesetzt.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1979
in Kraft.

Weißenberg

4 9 9 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 22. November 1979
zur Wahrung der Gegenseitigkeit für die Ge-
währung von Leistungen aus der Pensions-
versicherung nach dem Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetz gegenüber den Vereinig-

ten Staaten von Amerika

Auf Grund des § 89 Abs. 3 Z. 1 des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes — ASVG, BGBl.
Nr. 189/1955, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 684/1978 wird mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates verordnet:

§ 1. (1) Ansprüche von Staatsangehörigen der
Republik Österreich und der Vereinigten Staaten
von Amerika auf Leistungen aus der Pensions-
versicherung nach dem ASVG mit Ausnahme
der im Abs. 2 bezeichneten Leistungen ruhen
nicht, wenn sich der Anspruchsberechtigte im
Gebiete der Vereinigten Staaten von Amerika
aufhält.

(2) Von der Regelung nach Abs. 1 sind fol-
gende Leistungen ausgenommen: die vorzeitige
Alterspension (Knappschaftsalterspension) bei
Arbeitslosigkeit, die vorzeitige Alterspension
(Knappschaftsalterspension) bei langer Versiche-
rungsdauer, die Abfertigung der Witwenpension,
die Abfindung, der Knappschaftssold und das
Bergmannstreuegeld.

§ 2. Ansprüche von Staatsangehörigen der Ver-
einigten Staaten von Amerika auf die im § 1
bezeichneten Leistungen ruhen bei Aufenthalt
des Anspruchsberechtigten in einem anderen
Staat als den Vereinigten Staaten von Amerika
nicht, wenn der Versicherungsträger seine Zu-
stimmung zum Auslandsaufenthalt erteilt hat.

§ 3. Die Ausgleichszulage zu den Pensionen
nach dem ASVG bleibt bei der Gewährung von
Leistungen nach dieser Verordnung außer Be-
tracht.

§ 4. Bei Anwendung dieser Verordnung sind
als Staatsgebiet der Vereinigten Staaten von
Amerika die Gebiete anzusehen, in denen die
gesetzlichen Vorschriften dieses Staates über die
Leistungen der Alters-, Invaliditäts- und Hinter-
bliebenenversicherung gelten.

§ 5. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt
die Verordnung vom 14. März 1956, BGBl.
Nr. 63, in der Fassung der Verordnung vom
13. Juli 1960, BGBl. Nr. 160, außer Kraft.

Weißenberg
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500. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 27. No-
vember 1979 über die Ermächtigung des Zoll-
amtes Schalklhof zur Erteilung von Ausfuhr-

bewilligungen in vereinfachter Form

Auf Grund des § 7 Abs. 2 des Außenhandels-
gesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 469/1971 und
BGBl. Nr. 401/1974 wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen, soweit es
sich um Waren der Anlage A 2 des Außen-
handelsgesetzes 1968 handelt, auch im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, verordnet:

§ 1. (1) Das Zollamt Schalklhof wird ermäch-
tigt, für bewilligungspflichtige Rechtsgeschäfte
oder Handlungen, die die Ausfuhr von in der

Anlage genannten und für das schweizerische
Zollausschlußgebiet Samnaun bestimmten Waren
zum Gegenstand haben, anläßlich der Aus-
gangsabfertigung Bewilligungen in vereinfachter
Form bis zu den jeweils bei den einzelnen Waren-
gruppen der Anlage angeführten Beträgen zu
erteilen.

(2) Von der Ermächtigung nach Abs. 1 sind
Rechtsgeschäfte oder Handlungen, die die Aus-
fuhr von gebrauchten Waren der Kapitel 73
bis 89 und 93 des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958,
BGBl. Nr. 74) zum Gegenstand haben, ausge-
nommen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1980
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 1980
außer Kraft.

Staribacher

Anlage
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5 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 3. Dezember 1979
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes und Auflassung eines für den Durch-
zugsverkehr entbehrlich gewordenen Straßen-
teiles der B 99 Katschberg Straße im Bereich
der Gemeinden Bischofshofen und Pfarr-

werfen

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und
294/1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 99 Katschberg Straße
wird im Bereich der Gemeinden Bischofshofen
und Pfarrwerfen wie folgt bestimmt:

Die B 99 Katschberg Straße wird im Bereich
zwischen km 0,66 (alt) und km 0,78 (alt) auf die
bereits fertiggestellte und verkehrsübergebene
Straßentrasse umgelegt.

Der durch die Umlegung für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich gewordene Straßenteil wird
als Bundesstraße aufgelassen.

Sekanina

5 0 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 4. Dezember 1979 über die Feststel-
lung der Verfassungswidrigkeit des § 5 Abs. 2
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 :n
der Fassung BGBl. Nr. 418/1974 durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß den
§§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem dem
Bundeskanzler am 28. November 1979 zuge-
stellten Erkenntnis vom 18. Oktober 1979, G 17/
79—11, ausgesprochen, daß § 5 Abs. 2 dos
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl.
Nr. 376, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 418/1974 verfassungswidrig war.

Kreisky
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